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Stadt Ulm 
Beschlussvorlage 

 
 

 

 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 09.01. 2017 – 
03.02.2017 durchgeführt. Am 31.01.2017 fand eine öffentliche Informationsveranstaltung statt 
(siehe Anlage 7.8).  
Schriftliche Äußerungen wurden seitens der Öffentlichkeit nicht vorgebracht. 
 

Parallel dazu wurden folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereiche durch die Planung berührt werden, gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur 
Äußerung aufgefordert. 
 

Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Äußerungen oder Äu-
ßerungen ohne Einwände zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht. 

- Unitymedia BW GmbH, Schreiben vom 04.01.2017 

- Regierungspräsidium Tübingen, Schreiben vom 02.02.2017 

- Industrie- und Handelskammer Ulm, Schreiben vom 19.01.2017 

- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

- Nachbarschaftsverband Ulm  
 

Es gingen 7 Äußerungen zur Abwägung ein: 

Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht: Stellungnahme der Verwaltung: 
 

 
Fernwärme Ulm (FUG) mit Schreiben vom 
27.12.2016 (Anlage 7.1) 
 
Die bestehenden Wohnhäuser sind an das Fern-
wärmenetz der FUG angeschlossen, deshalb soll-
te die FUG frühzeitig vor Beginn der Abbruchar-
beiten informiert werden, da der bestehende 
Hausanschluss zurückgebaut werden muss. Das 
neu zu erstellende Gebäude kann ebenfalls wie-
der an das Fernwärmenetz angeschlossen wer-
den. 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Vorhabenträgerin bindet die 
FUG rechtzeitig in die weitere Planung ein. 
 

Polizeipräsidium Ulm mit Schreiben vom 
29.12.2016 (Anlage 7.2) 
 
Aus verkehrlicher Sicht: 
Bei der Tiefgaragenausfahrt ist darauf zu achten, 
dass die Sichtbeziehungen zum Gehweg und der 
Fahrbahn nicht durch bauliche Anlagen oder Ein-
bauten beeinträchtigt werden. Es wird angeregt, 
die der Ausfahrt zugewandte Ecke der Trafostati-
on so abzuschrägen/abzurunden, dass günstigere 
Sichtbeziehungen entstehen. Der Bordstein sollte 
abgesenkt werden. 
Sofern die Zufahrenden in die Tiefgarage eine 
Schranke/Schloss/Tor bedienen oder eine Ampel-

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und zur Berücksichtigung bei der 
Ausführungsplanung, die nicht Gegenstand 
des Bebauungspanverfahrens ist, an die Vor-
habenträgerin weitergeleitet. 
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regelung beachten müssen, ist zu gewährleisten, 
dass diese sich dafür nicht im öffentlichen Ver-
kehrsraum aufstellen müssen. Auf die Erkennbar-
keit der Tiefgaragenausfahrt ist großen Wert zu 
legen. 
 
Ein Stellplatz pro Wohnung reicht in der Praxis 
kaum aus, um den tatsächlichen Bedarf zu de-
cken. 
 
 
 
 
Aus kriminalpräventiver Sicht: 
Die Schaffung von Nutzungsmischungen führt zu 
einer Belebung des Wohnquartiers zu den unter-
schiedlichsten Tageszelten und fördert die subjek-
tive und objektive Sicherheit. Durch eine freundli-
che, helle Farbgestaltung sowie eine ausreichen-
de Beleuchtung sind sogenannte Angsträu-
me·(dunkle Ecken, unübersichtliche Hauseingän-
ge u. a.) zu vermeiden. 
 
Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte 
auf die kostenfreie Beratung durch die Kriminal-
polizeiliche Beratungsstelle beim Polizeipräsidium 
Ulm hingewiesen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
Für die Bestandsgebäude gab es bisher keine 
Stellplätze. Der Stellplatznachweis erfolgt 
gemäß Landesbauordnung BW (1 Stellplatz 
je Wohnung). Das Bauvorhaben ist verkehrs-
günstig sehr gut an das ÖPNV-Netz ange-
schlossen. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
Im Durchführungsvertrag, der zum Sat-
zungsbeschluss erarbeitet wird, wird ein Pas-
sus aufgenommen, dass die Fassadengestal-
tung mit der Stadt einvernehmlich abzu-
stimmen ist. 
 
 
Der Hinweis wurde an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. Eine Aufnahme im Be-
bauungsplan bedarf es nicht. Das Hinweis-
blatt der Polizei wird bei Baugenehmigungen 
hinzugefügt. 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben 
vom 27.01.2017 (Anlage 7.3) 
 
Im betroffenen Bereich befinden sich hochwerti-
ge TK-Linien der Telekom, welche nicht beein-
trächtigt werden dürfen. Diese befinden sich im 
westlichen Bereich des Bauvorhabens entlang der 
Scharnhorststraße (östliche Straßen-Gehwegseite) 
und bestehen aus 18 Kabelkanalformsteinen (ca. 
1 ,20m x 0,60m). Die Leitungen liegen gewöhn-
lich auf einer Tiefe von ca. 0,60m und im öffent-
lichen Gehsteig-Bereich. Dieser Kabelkanal lässt 
sich nicht verändern/umlegen, da es sich um die 
direkte Anbindung an/aus die Vermittlungsstelle 
der Telekom handelt und ist entsprechend gegen 
Beschädigung zu sichern um einen störungsfreien 
Betrieb zu gewährleisten. 
 
Die Anbindungen an den Bestand liegen im nörd-
lichen Bereich entlang der Gneisenaustraße und 
können im Zuge der Maßnahme zurückgebaut 
werden. Im östlichen Bereich des Bauvorhabens 
entlang der Blücherstraße quert ein Leerrohr die 
Gneisenaustraße. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wurde der Vorhabenträ-
gerin weitergeleitet. Die Architekten sind im 
Dialog mit der Telekom. Da die Leitungen 
unmittelbar an das Gebäude angrenzen und 
aus Kostengründen nicht verlegt werden 
können, ist bei der Bauausführung besonde-
res Augenmerk auf die Sicherung der Lei-
tungen zu legen. Zur genauen Lagebestim-
mung werden vor Baubeginn Suchschlitze 
ausgebaggert um den genauen Verlauf der 
Leitungen festzustellen und geeignete Erhal-
tungsmaßnahmen in Abstimmung mit der 
Telekom festzulegen. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wurde zur Berücksichtigung an 
den Vorhabenträger weitergeleitet. 
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Zur genauen Ortung der Leitungen empfiehlt die 
Telekom bauseits Suchschlitze zu tätigen. 
 
Es wird darum gebeten, die Telekom über Beginn 
und Ablauf bei einer eventuellen Baumaßnahme 
so früh wie möglich, mindestens 16 Kalenderwo-
chen vor Baubeginn, schriftlich zu informieren, 
damit die Maßnahmen rechtzeitig koordinieren 
können. 
 

Dem wird entsprochen. 
 
 
Die Telekom wird im Rahmen der koordinier-
ten Leitungsplanung frühzeitig in die weite-
ren Planungsschritte eingebunden. 
 

Regierungspräsidium Freiburg mit Schreiben vom  
27.01.2017 (Anlage 7.4) 
 
Geotechnik: 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologi-
sches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die 
darin getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros.  
Insofern ein Gutachten nicht vorliegt, wird die 
Übernahme der folgenden Hinweises in den Be-
bauungsplan empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbe-
reich von Auenlehm unbekannter Mächtigkeit. Im 
tieferen Untergrund werden die Gesteine des 
Oberen Juras vermutet. Mit lokalen Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur 
Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
 

 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wurde an die Vorhabenträgerin 
weitergeleitet. Im Zuge der weiteren Ausfüh-
rungsplanung wird sie ein Baugrundgutach-
ten veranlassen, welches Aufschluss über den 
Untergrund gibt. 
Ein Hinweis im Bebauungsplan erfolgt daher 
nicht. 
  

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm mit Schreiben vom 
01.02.2017 (Anlage 7.5) 
 
Im geplanten Baubereich befindet sich auf dem 
Flurstück 1725/12 eine öffentliche Trafostation 
der Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze. Der Eigen-
tümer dieses Flurstücks sind die Stadtwerke 
Ulm/Neu-Ulm Netze. Die Vorhabenträgerin Flüwo 
Bauen Wohnen eG muss von den Stadtwerken 
Ulm/Neu-Ulm Netze das Flurstück käuflich erwer-
ben und im Gegenzug eine neue öffentliche Tra-
fostation in Ihrem Neubau ermöglichen. Für diese 
neue öffentliche Trafostation ist die Bestellung 
einer Dienstbarkeit für die Stadtwerke Ulm/Neu-
Ulm Netze verpflichtend vorgesehen. Sämtliche 
Kosten, die im Zusammenhang mit der Trafosta-
tion stehen, auch Leitungsumlegungen, trägt die 
Vorhabenträgerin. 
Während der Baumaßnahmen muss jederzeit der 
Zugang zu der sich im Betrieb befindlichen alten 
oder neuen öffentlichen Trafostation möglich 
sein. 
Die Strom- und Trinkwassernetzanschlüsse der 
zum Abbruch vorgesehenen Gebäude müssen 

 
 
 
Die Vorhabenträgerin und die Architekten 
stehen in engem Kontakt mit den Stadtwer-
ken. 
Das Flurstück, auf dem die Trafostation steht, 
wird von der Vorhabenträgerin erworben 
und die neue Trafostation im östlichen Be-
reich in den Neubau integriert. 
Die Zugänglichkeit wird gewährleistet. 
Im Durchführungsvertrag, der zum Sat-
zungsbeschluss erarbeitet wird, wird ein Pas-
sus aufgenommen, dass die genannten Kos-
tentragungen durch die Vorhabenträgerin 
erfolgen müssen. 
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rechtzeitig vor Abbruchbeginn von den Stadt-
werken Ulm/Neu-Ulm Netze zu Lasten des Bau-
herrn getrennt werden. Des Weiteren müssen 
durch die Grenzbebauung Netzleitungen im 
Gehweg auf Kosten des Bauherrn gesichert oder 
umgelegt werden. 
 
Entsorgungsbetriebe Ulm GmbH mit Schreiben 
vom 02.02.2017 (Anlage 7.6) 
 
Hausanschlussleitungen an den öffentlichen Kanal 
sind im Zuge des Bauantragsverfahrens zu bean-
tragen. 
Neue Bäume sollen einen Abstand von mind. 
2,5m aufweisen. Bei einem reduzierten Abstand 
zwischen mind. 1,5m und 2,5m ist ein Wurzel-
schutz vorzusehen. 
 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und an die Vorhabenträgerin wei-
tergeleitet. 

Stadt Ulm, Abteilung Umweltrecht und Gewerbe-
aufsicht mit Schreiben vom 15.02.2017 (Anlage 
7.7) 
 
Naturschutz: 
Im Fachbeitrag Artenschutz ist plausibel und 
nachvollziehbar dargestellt, dass sich bei Berück-
sichtigung der Vermeidungsmaßnahmen V1 - V3 
und der Bestellung einer ökologischen Baubeglei-
tung keine Verbotstatbestände gemäß § 44 
BNatSchG ergeben. 
 
Die Vermeidungsmaßnahmen und die ökologi-
sche Baubegleitung sind als textliche Festsetzung 
im Bebauungsplan festgesetzt. Bei Hinweise wird 
folgende textliche Ergänzung empfohlen: „Die 
mit der ökologischen Baubegleitung beauftragte 
Person ist der Unteren Naturschutzbehörde zu 
benennen. Der Unteren Naturschutzbehörde ist 
über die Aktivitäten der ökologischen Baubeglei-
tung jeweils ein Tätigkeitsbericht zuzusenden. " 
 
Wasserrecht: 
Für den Fall, dass die Tiefgarage in das Grund-
wasser einbindet, muss das Vorhaben dicht und 
auftriebssicher geplant und hergestellt werden. 
Für eine mögliche bauzeitliche Grundwasserhal-
tung ist rechtzeitig vorab eine wasserrechtliche 
Erlaubnis bei der Stadt Ulm, Abteilung Umwelt-
recht und Gewerbeaufsicht, zu beantragen. 
 

 
 
 
 
 
Die Vermeidungsmaßnahmen werden in die 
textlichen Festsetzungen zum Bebauungs-
plan übernommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in der vorgeschlagenen 
Formulierung in die Hinweise zum Be-
bauungsplan übernommen und als Passus im 
Durchführungsvertrag aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der Ausführungsplanung an die 
Vorhabenträgerin weitergeleitet. 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

Stadt Ulm   
Hauptabteilung Stadtplanung,   
Umwelt, Baurecht   
Münchner Straße 2   
89073 Ulm  
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

27.01.17 
208-3046 
Frau Koschel 
2511 // 16-12755 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
 
A  Allgemeine Angaben  
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 140/62 "Gneisen austraße 65 - 71",  
Stadt Ulm, Stadtteil Westen (TK 25: 7625 Ulm-Südwes t)   
  
Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öff entlicher Belange nach § 4 
Baugesetzbuch (BauGB)  
 
Ihr Schreiben Az. SUB I - Ka vom 19.12.2016  
 
Anhörungsfrist 03.02.2017 
 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können  
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sa chstandes  
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken  
 
 
Geotechnik  
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffent-
licher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Sofern für das Plangebiet weder ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, ein 
Baugrundgutachten noch ein geotechnischer Bericht vorliegt, empfiehlt das LGRB auf 
Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten die Übernahme der folgenden geotech-
nischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich im Verbreitungsbereich von Auenlehm unbekannter Mäch-
tigkeit. Im tieferen Untergrund werden die Gesteine des Oberen Juras vermutet. Mit 
lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, ist zu rechnen. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Trag-
fähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung ) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden  
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe  
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser  
 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum innerstädtischen Planungsvorhaben keine Hinwei-
se, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
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Bergbau  
 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Anke Koschel 
Dipl.-Ing. (FH) 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan  "Gneisenaustraße 65 - 71" 

 

     

                      Seite 1 von 2 

 

 

 

Herr Jescheck begrüßt die Anwesenden (ca. 30 Bürgerinnen und Bürger, Stadträtin Frau 

Niggemeier, Stadträte Herr Bühler und Herr Faßnacht, Vertreter der Flüwo Frau Bubeck und Herr 

Mezger, ZG-Architekten Ulm Herr Ziegler und Herr Gerhard). 

. 

Herr Mezger, Vorstand der Flüwo stellt die Vorhabenträgerin vor. Im Anschluss erläutert Herr 

Architekt Ziegler den Entwurf. 

 

Es schließt eine Fragerunde an. Nachfolgend werden die Themen aufgelistet. 

 

1. Stellplätze / Parken 

- In der geplanten Tiefgarage wird 1 Stellplatz pro Wohneinheit entsprechend den gesetzlichen 

Vorgaben der Landesbauordnung nachgewiesen. Mehr kann von der Vorhabenträgerin, auch 

im Hinblick auf den sehr guten ÖPNV-Anschluss, seitens der Verwaltung nicht verlangt 

werden. Herr Jescheck erinnert daran, dass es sich um genossenschaftlichen Wohnungsbau 

handelt. 

- Es wird dringend darum gebeten, Ausgleichsparkplätze für die Anwohner während der 

Bauphase zu aktivieren. Generell wird von den Bürgerinnen und Bürgern über fehlende 

Stellplätze berichtet. 
 

2. Straßenprofil Gneisenaustraße 

- Es wird aus der Bürgerschaft darauf hingewiesen, dass der heutige Straßenquerschnitt sehr eng 

ist. Es wird nachgefragt, ob eine Aufweitung möglich wäre. 

 Die Bebauung geht wie bereits der Bestand an die Grundstücksgrenze der Vorhabenträgerin. 

Aus stadtplanerischer Sicht muss die bestehende Bauflucht entsprechend der angrenzenden 

Baublöcke auch künftig beibehalten werden. Ein Abrücken von der heutigen Bauflucht hätte 

eine Flächenabgabe durch die Flüwo bedingt. Aufgrund der räumlichen Verhältnisse wird dies 

nicht in Erwägung gezogen. 

- Es wird gebeten zu prüfen, ob künftig noch beidseitiges Parken möglich ist.  

- Es wird angeregt, den Gehweg höhengleich an die Straße anzupassen, auch um eine  

Verkehrsberuhigung zu erreichen, sowie zu prüfen, ob Senkrechtparker eingerichtet werden 

können, um ein Mehr an Stellplätzen zu ermöglichen.  

 

3. Zeitraum Bauphase 

- Herr Mezger erläutert, dass ein Baubeginn ab 2018 geplant ist. Die Bauzeit wird auf 15 

Monate geschätzt. 
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4. Baulogistik 

- Zum jetzigen Zeitpunkt können keine Aussagen zum Bauablauf gemacht werden. Regelungen 

für die Baulogistik sind im Bebauungsplanverfahren nicht möglich und werden durch 

Sondernutzungsgenehmigungen für Baustelleneinrichtungen und verkehrsrechtliche 

Anordnungen durch die Abteilung Verkehrsplanung der Stadt Ulm im Rahmen des 

behördlichen Ermessens geregelt. 

- Die Baumaßnahme wird aufgrund der engen räumlichen Verhältnisse nicht ohne Belastungen 

für die Nachbarschaft sein.  

- Mietminderung während der Bauphase ist eine privatrechtliche Angelegenheit. Dazu kann die 

Stadt keine Aussage treffen. 

- Die Vorhabenträgerin wird ein Beweissicherungsverfahren durchführen. 

- Rechtzeitig vor Baubeginn wird die Flüwo die Nachbarschaft informieren. 

 

5. Bebauung - Höhe 

-  Die Trauflinie der 5-geschossigen Neubebauung (extensiv begrüntes Flachdach) ist gegenüber 

dem Bestand ein Geschoss (ca. 3m) höher als die Traufe der Altbauten und entspricht ca. der 

Höhe des Firstes des Altbaus (4 Geschosse und steiles Satteldach). In den Ansichten der 

Architektenpläne sind die umgebenden Gebäude eingezeichnet, so dass man sieht, wie sich 

die Bebauung in die vorhandene Höhensituation einfügt. 

- Es erfolgt eine niveaugleiche Höhenanpassung im Innenhof zu den südlich gelegenen 

Freiflächen (ca. 60 - 70 cm höher als umliegendes Straßenniveau). Der Übergang zum 

Gebäude Blücherstraße 26 wird besonders betrachtet, da dieses Gelände im Gegensatz zu 

dem südlichen Bereich, tiefer liegt. 

 

6. Sonstiges: 

- Bei dem Wohnbauvorhaben handelt sich um genossenschaftlichen Mietwohnungsbau. Zu den 

Mietpreisen kann die Vorhabenträgerin heute noch keine Angaben machen. Es entstehen 

barrierefreie Wohnungen, d.h. mit Aufzug und den notwendigen Bewegungsflächen. 

 

i.A.  A. Rezek   

Ulm, 01.02.2017 
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